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Zur Vereinbarkeit des nordrhein-westfälischen Hoch-
schulratsmodells mit den hergebrachten Grundsätzen
des Berufsbeamtentums aus Art. 33 Abs. 5 GG
Dr. Thomas Horst

Am 1.1.2007 ist das Hochschulfreiheitsgesetz (HFG) für Nord-
rhein-Westfalen und damit auch das Hochschulgesetz (HG
NRW) als maßgeblicher Bestandteil des HFG in Kraft getreten.
Wesentliches Element dieser neuen Leitungsstrukturen ist der
Hochschulrat. Diesem neuen und zentralen Organ der Hoch-
schule kommt als wichtigem Baustein einer Neuordnung der
Leitungs- und Aufsichtsstrukturen innerhalb der Hochschule
eine herausragende Bedeutung zu. Unter anderem ist der Hoch-
schulrat gem. § 33 Abs. 2 S. 3 HG NRW oberste Dienstbehörde
im Sinne des § 2 Abs. 1 Ziff. 3 LBG NRW. Der Beitrag geht der
Frage nach, ob diese geänderte Kompetenzzuweisung verfas-
sungsgemäß ist. Er zeigt auf, dass die nordrhein-westfälische
Regelung vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts zum niedersächsischen Stiftungsrat im
Hinblick auf Art. 33 Abs. 5 GG verfassungskonform ausgelegt
werden kann.

I. Einleitung

Bis zum Inkrafttreten des Hochschulgesetzes NRW (HG NRW)
am 1.1.2007 nahm das Ministerium für Innovation, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie die Aufgabe der obersten
Dienstbehörde wahr. Dies entspricht der Rechtslage in den
meisten anderen Ländern, in denen grundsätzlich die oberste
Landesbehörde Aufgaben der obersten Dienstbehörde wahr-
nimmt.1 In Nordrhein-Westfalen obliegt diese Aufgabe nun-
mehr dem Hochschulrat, § 33 Abs. 2 S. 3 HG NRW. Diese Kon-
struktion ist bislang einzigartig in der deutschen Hochschul-
landschaft.2 Die folgenden Erörterungen wenden sich aus-
schließlich der Frage zu, ob diese geänderte beamtenrechtliche
Kompetenzzuweisung verfassungsgemäß ist.3 Anlass für Zwei-
fel gibt der Umstand, dass die Mitglieder des Hochschulrats
nach dem gesetzlichen Anforderungsprofil in § 21 Abs. 4 HG
NRW keinerlei rechtliche Kenntnisse besitzen müssen, also
auch nicht im Beamten-, Hochschul- und Tarifrecht.4 Zudem
sind die Mitglieder des Hochschulrats ehrenamtlich tätig, § 21
Abs. 6 S. 4 HG NRW. Des Weiteren ist der Hochschulrat nur
(mindestens) viermal im Jahr einzuberufen, § 21 Abs. 5 S. 1
HG NRW.

Als Maßstab für die nachfolgende Prüfung sollen die herge-
brachten Grundsätze des Berufsbeamtentums aus Art. 33 Abs. 5
GG herangezogen werden. Sie stellen den verfassungsrechtli-
chen Rahmen für den das Beamtenverhältnis ausgestaltenden
Gesetzgeber dar.5 Voraussetzung ist allerdings, dass dieser Ver-
fassungsnorm konkrete Anforderungen an die rechtliche Aus-
gestaltung einer obersten Dienstbehörde entnommen werden
können.

II. Kompetenzen der obersten Dienstbehörde

Nach § 33 Abs. 2 Satz 3 HG NRW ist der Hochschulrat die
oberste Dienstbehörde6 im Sinne der beamtenrechtlichen Be-
stimmungen. Der obersten Dienstbehörde kommen zahlreiche
wesentliche Entscheidungen in Bezug auf das Beamtenverhält-
nis zu. Eine abschließende Aufzählung dieser Zuständigkeiten

besteht nicht. Ihre Zuständigkeiten ergeben sich vielmehr aus
einer Vielzahl beamtenrechtlicher Einzelnormen. Als höchs-
tes7 und wichtigstes8 Organ des Dienstherrn kann die oberste
Dienstbehörde gem. §§ 32 Abs. 1, 34 Abs. 1 LDG NRW Dis-
ziplinarverfügungen gegen die ihr unterstellten Beamten tref-
fen.

Vorab ist anzumerken, dass die Zuständigkeit als oberste
Dienstbehörde nicht allgemein an andere Stellen delegiert wer-
den kann. Anlass für diese Klarstellung ist der Umstand, dass
der Hochschulrat der Ruhr-Universität Bochum seine Aufgaben
und Befugnisse als oberste Dienstbehörde auf die Hochschul-
leitung übertragen hat.9 Eine solche Übertragung ist allerdings
problematisch. Denn die Zuständigkeiten bzw. Kompetenzen
der obersten Dienstbehörde können nur dann delegiert werden,
wenn dies eine entsprechende Norm ausdrücklich vorsehen
würde.10 Anderenfalls könnte die gesetzlich vorgesehene Kom-
petenzordnung jederzeit umgangen werden. Wenn ein Gesetz
eine bestimmte Zuständigkeit festlegt, so soll eben nur die dort
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